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Antrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva 
Gottstein, Joachim Hanisch, Dr. Leopold Herz, 
Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Ulrike Müller, Alex-
ander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bern-
hard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Bayern mit starker Stimme in Europa:   
Teilnahme des Landtags an der Online-Konsul-
tation der EU-Kommission zum Investitionsschutz-
kapitel im Rahmen der TTIP 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag beteiligt sich an der Online-Konsultation 
der EU-Kommission zum geplanten Investitions-
schutzkapitel im Rahmen der Transatlantischen Han-
dels- und Investitionspartnerschaft (Transatlantic Tra-
de and Investment Partnership – TTIP).  

Der Landtag bringt dabei insbesondere klar zum Aus-
druck, dass ein Investor-Staat-Schiedsverfahren im 
Hinblick auf die vergleichbaren hochentwickelten 
Rechtssysteme in Deutschland und den USA nicht in 
das Abkommen aufgenommen werden soll. Ferner 
macht er deutlich, dass im Falle der Aufnahme eines 
Investitionsschutzkapitels die Staatsregierung aufge-
fordert wird, die TTIP im Rahmen ihrer Ratifizierung 
abzulehnen. 

Im Einzelnen nimmt der Landtag wie folgt Stellung: 

  

Allgemeine Bewertung 

Wie sehen Sie allgemein das vorgeschlagene Kon-
zept für materiellrechtliche Schutznormen und ISDS 
als Grundlage für die Investitionsverhandlungen zwi-
schen der EU und den USA? 

Der Bayerische Landtag lehnt die geplante Vereinba-
rung von Schiedsverfahren für Investor-Staat-
Streitigkeiten im Verhältnis zu den USA im Rahmen 
der TTIP ab und fordert die EU-Kommission auf, sich 
dafür einzusetzen, dass der Rechtsweg zu den natio-
nalen Gerichten, der auch in diesen Streitigkeiten 
hinreichenden Rechtsschutz bietet, eröffnet bleibt. Die 
deutschen Gerichte sind in der Lage, rasch, kompe-
tent, effektiv und kostengünstig alle zu erwartenden 

Streitfälle zu entscheiden. Investitionsabkommen sol-
len vor allem die Risiken von Kriegen, Umstürzen, 
Staatsbankrotten und Willkür abfangen, die in hoch-
entwickelten Industrienationen unwahrscheinlich sind. 
Auch unter diesem Gesichtspunkt besteht daher kein 
Bedarf für die Vereinbarung von Schiedsgerichten. 

Sollte die Kommission an der Aufnahme einer Investi-
tionsschutzregelung in die TTIP festhalten, so wird der 
Bayerische Landtag im Fall ihrer notwendig werden-
den Ratifizierung durch den Bundesrat die Bayerische 
Staatsregierung auffordern, diese abzulehnen. 

Unabhängig von der grundsätzlichen Ablehnung eines 
Investitionsschutzabkommens im Verhältnis zwischen 
Deutschland und den USA teilt der Bayerische Land-
tag die Einschätzung der EU-Kommission, dass bis-
lang abgeschlossene Investitionsschutzabkommen 
mit erheblichen Mängeln behaftet sind und dieser 
Rechtsbereich daher der Fortentwicklung bedarf. Für 
die Einzelheiten wird auf die Ausführungen zu den 
Fragen 1 bis 12 verwiesen. 

Der Bayerische Landtag bitte die EU-Kommission au-
ßerdem, die Erkenntnisse aus diesem Konsultations-
prozess nicht nur im Rahmen der Verhandlungen zur 
TTIP zu berücksichtigen, sondern sie auch in das 
Freihandelsabkommen mit Kanada (CETA) mit einzu-
beziehen. 

Frage 1:   
Geltungsbereich der materiellrechtlichen Investi-
tionsschutzbestimmungen 

Was halten Sie angesichts der obigen Erläuterung 
und des im Anhang angeführten Referenzdokuments 
von den Zielen und dem Ansatz in Bezug auf den 
Geltungsbereich der materiell-rechtlichen Bestimmun-
gen im Rahmen der TTIP? 

Wie eingangs erwähnt, lehnt der Bayerische Landtag 
die geplante Vereinbarung von Schiedsverfahren für 
Investor-Staat-Streitigkeiten im Verhältnis zu den USA 
im Rahmen der TTIP ab. Unabhängig davon teilt der 
Bayerische Landtag die Auffassung der Kommission, 
wonach bislang abgeschlossene Investitionsschutz-
abkommen erhebliche Mängel aufweisen. Dies gilt 
sowohl hinsichtlich des Verfahrens als auch hinsicht-
lich der materiellrechtlichen Regelungen. 

Die von der EU-Kommission vorgeschlagene präzise-
re Definition der Begriffe „Investor“ und „Investition“ ist 
daher generell sinnvoll. Es ist aber auch sicherzustel-
len, dass nur solche unternehmerischen Engage-
ments geschützt werden, die in Übereinstimmung mit 
dem anwendbaren Recht erfolgt sind, und die eine 
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gewisse Dauer aufweisen. Zum Ausschluss von Miss-
brauchsmöglichkeiten wie beispielsweise der Einrich-
tung bloßer „Briefkastenfirmen“ zur Erlangung weiter-
gehender Rechtschutzmöglichkeiten sollte auf den 
Formulierungsvorschlag aus CETA zurückgegriffen 
werden. Dort wird vorgeschlagen, Personen aus dem 
Schutzbereich auszunehmen, die bislang keiner we-
sentlichen Geschäftstätigkeit im Hoheitsbereich einer 
Vertragspartei nachgehen. Um den Schutz vor Miss-
brauch weiter zu erhöhen, sollte dabei das Vorhan-
densein einer wesentlichen Geschäftstätigkeit positiv 
als Voraussetzung für den Investorenbegriff formuliert 
werden. 

Frage 2:   
Nichtdiskriminierung 

Was halten Sie angesichts der obigen Erläuterung 
und des im Anhang angeführten Referenzdokuments 
vom Ansatz der EU in Bezug auf Nichtdiskriminierung 
im Rahmen der TTIP?   
Bitte erläutern Sie Ihren Standpunkt. 

Grundsätzlich lehnt der Bayerische Landtag die ge-
plante Vereinbarung von Schiedsverfahren für Inves-
tor-Staat-Streitigkeiten im Verhältnis zu den USA im 
Rahmen der TTIP ab. 

Unabhängig davon stimmt der Bayerische Landtag 
der Auffassung der EU-Kommission zu, dass den 
Vertragsstaaten generell die Möglichkeit offen stehen 
muss, in bestimmten Fällen bereits niedergelassene 
ausländische Investoren anders zu behandeln als 
inländische Investoren. Die Entscheidung über die 
Öffnung bestimmter Märkte oder Sektoren muss auch 
nach Abschluss der TTIP vollständig bei den Ver-
tragsstaaten liegen. Die sogenannte „importation of 
standards“ (Normeneinfuhr) ist zuverlässig auszu-
schließen, um eine von den Vertragsparteien in der 
Regel nicht gewollte Ausweitung der Rechte ausländi-
scher Investoren zu verhindern. Im Übrigen wird be-
grüßt, dass für den Bereich der Staat-Investor-
Streitbeilegungsmechanismen der Normenimport aus 
anderen Investitions- oder Freihandelsabkommen 
ausgeschlossen werden soll. Eine solche Ausschluss-
regelung ist auch unverzichtbar, weil andernfalls alle 
Bemühungen, die materiellen Schutzstandards zu 
konkretisieren und die ISDS-Verfahrensregelungen zu 
verbessern, bereits im Ansatz unterlaufen wären. 

Bei der Formulierung der von der EU-Kommission 
angestrebten Ausnahmen zum Gleichbehandlungs-
grundsatz muss oberstes Ziel der vollständige Erhalt 
der Regelungskompetenz der Vertragsstaaten sein. 
Das hohe EU-Verbraucherschutzniveau, insbesonde-
re die Beibehaltung der europäischen Zulassungs-, 
Kennzeichnungs-, Rückverfolgbarkeits- und Koexis-
tenzvorschriften für gentechnisch veränderte Le-
bensmittel, Beibehaltung des Importverbots von hor-
monbehandeltem Fleisch, Beachtung der Kennzeich-
nungspflicht bei Behandlung von Lebensmitteln mit 
bestimmten Substanzen, der Schutz für sensible Ag-
rarprodukte, die Beachtung der europäischen und 

nationalen Datenschutzbestimmungen, der Erhalt der 
kulturellen und sprachlichen Vielfalt Europas, die Be-
achtung der besonderen Schutzbedürftigkeit des kul-
turellen Bereichs und die öffentliche Daseinsvorsorge 
in kommunaler Hand dürfen nicht beeinträchtigt wer-
den. 

Frage 3:   
Faire und angemessene Behandlung 

Was halten Sie angesichts der obigen Erläuterung 
und des im Anhang angeführten Referenzdokuments 
vom Ansatz der EU in Bezug auf die faire und ange-
messene Behandlung von Investoren im Rahmen der 
TTIP? 

Die geschilderten Probleme der unterschiedlichen 
Auslegung von Rechten der Investoren durch die 
Schiedsgerichte lassen sich am effektivsten dadurch 
vermeiden, dass Rechtsstreitigkeiten zwischen Inves-
toren und Vertragsstaaten im Rahmen der TTIP vor 
den regulären staatlichen Gerichten in Deutschland 
und den USA verhandelt werden. Hier lässt sich durch 
die Obergerichte zuverlässig eine einheitliche Linie in 
der Rechtsprechung etablieren. 

Daher lehnt der Bayerische Landtag die geplante Ver-
einbarung von Schiedsverfahren für Investor-Staat-
Streitigkeiten im Verhältnis zu den USA im Rahmen 
der TTIP ab. 

Unabhängig davon unterstützt der Bayerische Land-
tag grundsätzlich das Ziel, möglichst klare Definitio-
nen für die faire und angemessene Behandlung zu 
vereinbaren. Die bislang fehlende Definition ist eine 
wesentliche Ursache für divergierende Schiedssprü-
che und trägt maßgeblich zu deren Unvorhersehbar-
keit bei. 

Eine Lösung sollte hier in einer abschließenden Auf-
zählung derjenigen Verhaltensweisen, die einen Ver-
stoß gegen den Grundsatz der fairen und angemes-
senen Behandlung bilden, bestehen. Diese Verhal-
tensweisen sollten zudem so konkret wie möglich 
beschrieben werden. 

Bedenken bestehen im Hinblick auf die Möglichkeit, 
bei der Auslegung des Begriffs der fairen und ange-
messenen Behandlung auch die berechtigten Erwar-
tungen des Investors berücksichtigen zu können. 
Zwar bestehen im Grundsatz gegen eine Einbezie-
hung berechtigter Erwartungen, die der gastgebende 
Staat gezielt hervorgerufen hat, um einen Investor zu 
einer Investition zu veranlassen, keine Einwände. 
Voraussetzung muss hier aber sein, dass beiden Ver-
tragsparteien klar und bewusst ist, dass der Investor 
einer Aussage oder Zusicherung des gastgebenden 
Staates diese Wirkung beimisst. Im Falle einer Wei-
terverfolgung der Verhandlungen über das Investiti-
onsschutzkapitel von Seiten der Kommission sollte 
der Abkommenstext zwingend um diese Vorausset-
zung ergänzt werden. 
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Gegebenenfalls könnte als zusätzliche Voraussetzung 
aufgenommen werden, dass das gegen den Grund-
satz von Treu und Glauben verstoßende Verhalten 
des Vertragsstaats für diese Fallgruppe im Rahmen 
der TTIP im Verhältnis zwischen Deutschland und den 
USA nur von einem staatlichen Gericht festgestellt 
werden kann. 

Frage 4:   
Enteignung 

Was halten Sie angesichts der obigen Erläuterung 
und des im Anhang angeführten Referenzdokuments 
vom Ansatz der EU in Bezug auf Enteignung im Rah-
men der TTIP? Bitte erläutern Sie Ihren Standpunkt. 

Die Ausführungen der EU-Kommission zu den Prob-
lemen bei der Auslegung des Enteignungsbegriffs 
zeigen einmal mehr, dass auf Schiedsgerichte im Ver-
hältnis zwischen Deutschland und den USA im Rah-
men der TTIP insgesamt verzichtet werden sollte. Die 
staatlichen Gerichte haben gerade auch bei der Be-
handlung von Rechtsfragen im Zusammenhang mit 
Enteignungen eine praxisgerechte und ausdifferen-
zierte Rechtsprechung entwickelt, die transparente 
und für die Verfahrensbeteiligten im Wesentlichen 
vorhersehbare Ergebnisse garantiert und Miss-
brauchsfälle ausschließt. Daher lehnt der Bayerische 
Landtag die geplante Vereinbarung von Schiedsver-
fahren für Investor-Staat-Streitigkeiten im Verhältnis 
zu den USA im Rahmen der TTIP ab. 

Bei einer Weiterverfolgung der Verhandlungen über 
das Investitionsschutzkapitel von Seiten der Kommis-
sion muss hier zwingend, ähnlich wie beim Grundsatz 
der fairen und angemessenen Behandlung, vor allem 
eine Definition des Begriffs der indirekten Enteignung, 
der den Auslegungsspielraum deutlich verkleinert, ein-
gefügt werden. 

Allerdings wird vorgeschlagen, die Definition der indi-
rekten Enteignung in den Vertragstext selbst überzu-
führen und nicht, wie im Referenzdokument vorgese-
hen, in einem Annex (vgl. Annex X.9.1.) auszulagern. 
In diesem Zusammenhang bestehen allerdings Be-
denken gegen die formulierte Ausnahme (indirekte 
Enteignung liegt vor, wenn die Maßnahme im Verhält-
nis zum verfolgten Zweck offenkundig unverhältnis-
mäßig ist). In den Fällen, in denen nationale Parla-
mente aus Gemeinwohlgründen im Gesetzeswege 
Standards festlegen oder anheben, wird der Streit-
punkt regelmäßig sein, ob die Maßnahme im Verhält-
nis zum verfolgten Ziel und unter Berücksichtigung 
der Eigentumsposition angemessen ist oder über das 
Ziel hinausschießt. Hierzu wird man häufig auch un-
terschiedliche Ansichten vertreten können. Es ist nicht 
gerechtfertigt, dass ein Schiedsgericht abschließend  
- wenn auch nur im Rahmen einer Entschädigungs-
klage - darüber befindet, ob eine bestimmte nicht dis-
kriminierende, im ordnungsgemäßen Verfahren erlas-
sene und einem Gemeinwohlzweck dienende gesetz-
geberische Maßnahme mit Blick auf die betroffenen 
Grundrechte angemessen im engeren Sinn ist. Hier 

muss, wenn das nationale Parlament die widerstrei-
tenden Positionen und Rechtsgüter gegeneinander 
abgewogen hat, eine für Schiedsgerichte nicht justizi-
able Entscheidungsprärogative für das nationale Par-
lament bestehen. Die Ausnahmeregelung sollte daher 
gestrichen werden. Im Gegenzug könnte in den Text 
aufgenommen werden, dass die Fiktion der fehlenden 
enteignenden Wirkung nur für demokratisch getroffe-
ne Regelungen gilt, bei denen das nationale Parla-
ment die Rechtspositionen der Investoren in die Gü-
terabwägung eingestellt hat. 

Frage 5:   
Gewährleistung des Regelungsrechts und Investi-
tionsschutz 

Was halten Sie angesichts der obigen Erläuterung 
und des im Anhang angeführten Referenzdokuments 
vom Ansatz der EU in Bezug auf die Wahrung des 
Regelungsrechts im Rahmen der TTIP? 

Das Regelungsrecht der Vertragsstaaten im Rahmen 
der nationalen und internationalen Grundsätze und 
Regeln muss auch im Geltungsbereich der TTIP er-
halten bleiben. Der Ansatz der EU-Kommission ist 
insoweit zutreffend. Ergänzend wird auf die Ausfüh-
rungen zu den Fragen 3, 4 und 9 Bezug genommen. 

Auch die Ausführungen der Kommission zu Frage 5 
zeigen, dass Schiedsgerichte in zahlreichen Fällen zu 
Problemen führen, die durch eine Zuweisung von 
Investor-Staat-Streitigkeiten im Rahmen der TTIP an 
die staatlichen Gerichte in Deutschland und den USA 
zuverlässig vermieden werden könnten. Auch die von 
der EU-Kommission angestrebte Kostenerstattungs-
pflicht der unterliegenden Partei ist im gerichtlichen 
Verfahrensrecht bereits verankert. 

Frage 6:   
Transparenz bei ISDS 

Trägt angesichts der Erläuterung und des im Anhang 
angeführten Referenzdokuments dieser Ansatz zum 
Ziel der EU bei, Transparenz und Offenheit des ISDS-
Systems im Rahmen der TTIP zu verbessern? Ma-
chen Sie gegebenenfalls bitte weitere Vorschläge. 

Grundsätzlich lehnt der Bayerische Landtag die ge-
plante Vereinbarung von Schiedsverfahren für Inves-
tor-Staat-Streitigkeiten im Verhältnis zu den USA im 
Rahmen der TTIP gerade aufgrund des Mangels an 
Transparenz und Offenheit ab. 

Ungeachtet dessen sind aus Sicht des Bayerischen 
Landtags die seitens der Kommission vorgeschlage-
nen Maßnahmen generell sinnvoll und tragen zu Ver-
besserungen bei. Der Regelungsvorschlag im Refe-
renzdokument zu CETA orientiert sich an den neuen 
UNCITRAL-Transparenzregeln in abkommensbasier-
ten Investor-Staats-Schiedsverfahren vom Januar 
2014. Schon die UNCITRAL-Transparenzregeln se-
hen im Grundsatz vor, dass alle Anhörungen in 
Schiedsverfahren öffentlich sind (Art. 6 Abs. 1 der 
Transparenzregeln) und eine Reihe von wesentlichen 
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Dokumenten der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt 
werden müssen (Art. 3 Abs. 1 der Transparenzre-
geln). Hierzu gehören nicht nur die Schiedssprüche 
des Schiedsgerichts, sondern z.B. auch alle für das 
Verfahren wesentlichen Schriftsätze der Parteien. Auf 
Nachfrage sollen schon den UNCITRAL-Transpa-
renzregeln zufolge weitere Dokumente wie z.B. Sach-
verständigengutachten veröffentlich werden müssen. 

Zwar sehen die Transparenzregeln insbesondere für 
vertrauliche Geschäftsinformationen Ausnahmen vor, 
die sich sowohl auf die Öffentlichkeit der Anhörung als 
auch die Veröffentlichung der Dokumente bezieht 
(Art. 6 Abs. 2 und 3 und Art. 7 der Transparenzrege-
lungen). Bei der weiten Offenlegungspflicht wird man 
aber ohne Ausnahmeregelungen für Geschäftsge-
heimnisse und andere vertrauliche Informationen nicht 
auskommen. 

Der Referenztext zu CETA verschärft die UNCITRAL-
Transparenzregelungen noch, indem die Liste der zu 
veröffentlichenden Dokumente erweitert und die Mög-
lichkeit, den Zugang der Öffentlichkeit zu Anhörungen 
aus logistischen Gründen auszuschließen, gestrichen 
wird (vgl. Art. x-33 Abs. 5 des Referenzdokuments). 
Diese Maßnahmen werden ausdrücklich begrüßt. 

Um Rechtssicherheit zu schaffen, welche Informatio-
nen der Transparenz entzogen werden können, ließe 
sich der Begriff der Geschäftsgeheimnisse im Ab-
kommenstext selbst definieren. Hierbei könnte auf die 
Definition in Art. 2 des Entwurfs der Richtlinie über 
den Schutz vertraulichen Know-hows und vertrauli-
cher Geschäftsinformationen (Geschäftsgeheimnisse) 
vor rechtswidrigem Erwerb sowie rechtswidriger Nut-
zung und Offenlegung vom 28. November 2013 (KOM 
2013(813)) zurückgegriffen werden: 

Hiernach sind Geschäftsgeheimnisse „Informationen, 
die alle nachstehenden Kriterien erfüllen: 

a) sie sind in dem Sinne geheim, dass sie weder in 
ihrer Gesamtheit noch in der genauen Anordnung 
und Zusammensetzung ihrer Bestandteile den Per-
sonenkreisen, die üblicherweise mit dieser Art von 
Informationen umgehen, allgemein bekannt oder 
ohne weiteres zugänglich sind; 

b) sie sind von kommerziellem Wert, weil sie geheim 
sind; 

c) sie sind Gegenstand von den Umständen entspre-
chenden, angemessenen Geheimhaltungsmaß-
nahmen der Person, die die rechtmäßige Kontrolle 
über die Informationen besitzt.“ 

Frage 7:   
Mehrfachklagen und Beziehungen zu inländischen 
Gerichten 

Ist dieser Ansatz angesichts der Erläuterung und des 
im Anhang angeführten Referenzdokuments Ihrer 
Ansicht nach geeignet, um ein ausgewogenes Gleich-
gewicht zwischen der Inanspruchnahme der ISDS-
Schiedsgerichte und der Möglichkeit zum Anrufen 
nationaler Gerichte herzustellen und Konflikte zwi-

schen inländischen Rechtsbehelfen und der ISDS im 
Rahmen der TTIP zu vermeiden? Nennen Sie bitte 
gegebenenfalls weitere mögliche Schritte und nehmen 
Sie Stellung zur Nützlichkeit der Schlichtung als Mög-
lichkeit der Streitbeilegung. 

Der Bayerische Landtag weist darauf hin, dass die im 
zweiten Absatz genannten Befürchtungen gegenüber 
staatlichen Gerichten auf Deutschland und die USA 
nicht zutreffen dürften. Die Tatsache, dass Schiedsge-
richte im Gegensatz zu staatlichen Gerichten nicht die 
Möglichkeit haben, staatliche Maßnahmen für ungültig 
zu erklären, rechtfertigt die Einrichtung von Schieds-
gerichten nicht. Sie spricht im Gegenteil für die Zu-
weisung von Investor-Staat-Streitigkeiten im Verhält-
nis zwischen Deutschland und den USA im Rahmen 
der TTIP an die staatlichen Gerichte, da in einem mo-
dernen Rechtsstaat in der Regel kein schutzwürdiges 
Interesse an der Aufrechterhaltung einer erwiesener-
maßen rechtswidrigen Maßnahme besteht. Daher 
lehnt der Bayerische Landtag die geplante Vereinba-
rung von Schiedsverfahren für Investor-Staat-Streitig-
keiten im Verhältnis zu den USA im Rahmen der TTIP 
grundsätzlich ab. 

Die Bemühungen der EU-Kommission, Anreize für 
Investoren zu schaffen, im Streitfall gütliche Lösungen 
zu suchen oder inländische Gerichte anzurufen, be-
grüßt der Bayerische Landtag. Auch sollte im Falle 
des Festhaltens an einer Investitionsschutzregelung 
im Rahmen der Verhandlungen der TTIP sicherge-
stellt sein, dass ein und derselbe Streitgegenstand 
nicht vor mehreren Gerichten gleichzeitig anhängig 
ist. Der Vorschlag der EU-Kommission sollte dabei 
jedoch um echte Anreize, den nationalen Rechtsweg 
zu beschreiten, ergänzt werden. Ein solcher Anreiz 
könnte sich beispielsweise daraus ergeben, dass der 
Prüfungsmaßstab, den ein nationales Gericht anlegen 
kann in Bezug auf bestimmte Aspekte umfassender 
ist als derjenige, der dem Schiedsgericht zur Verfü-
gung steht. 

In Bezug auf die Mediation sollte der Abkommenstext 
im Falle des Festhaltens an einer Investitionsschutz-
regelung im Rahmen der Verhandlungen der TTIP 
nicht nur die - ohnehin selbstverständliche - Möglich-
keit vorsehen, sich zur Streitbeilegung des Mittels der 
Mediation zu bedienen. Vielmehr sollte der Versuch 
einer gütlichen Streitbeilegung über Mediation oder 
Schlichtung dem Schiedsverfahren obligatorisch vor-
geschaltet sein. 

Frage 8:   
Ethik, Verhalten und Qualifikation der Schieds-
richter 

Was halten Sie angesichts der Erläuterung und des 
im Anhang angeführten Referenzdokuments vom Ver-
haltenskodex und den Anforderungen an die Qualifi-
kationen von Schiedsrichtern im Rahmen der TTIP? 
Verbessern Sie das bestehende System und können 
weitere Verbesserungen in Angriff genommen wer-
den? 



Drucksache  17/2473 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Seite 5 

Grundsätzlich lehnt der Bayerische Landtag die ge-
plante Vereinbarung von Schiedsverfahren für Inves-
tor-Staat-Streitigkeiten im Verhältnis zu den USA im 
Rahmen der TTIP ab. Unabhängig davon ist im Falle 
des Festhaltens an einer Investitionsschutzregelung 
im Rahmen der Verhandlungen der TTIP die Rege-
lung des Auswahlverfahrens und des Anforderungs-
profils für die Schiedsrichter im Investitionsschutzkapi-
tel selbst unverzichtbar. Das im Referenztext zu 
CETA vorgesehene Auswahlverfahren, das in erster 
Linie auf die Einigung der Parteien setzt und im Fall 
fehlender Einigung dem Generalsekretariat des ICSID 
die Bestimmung des Schiedsrichters überantwortet, 
erscheint grundsätzlich geeignet. Insbesondere haben 
die Abkommensparteien auch auf diese Entscheidung 
einen Einfluss, weil das Generalsekretariat den Vor-
sitzenden nur aus der von beiden Parteien gemein-
sam erstellten Unterliste für mögliche vorsitzende 
Schiedsrichter auswählen kann. 
Die Regelungstechnik in Bezug auf die Unabhängig-
keit, Weisungsfreiheit und Interessenkonflikte im Re-
ferenztext zu CETA überzeugt hingegen nicht. Die 
Regelung in Art. X-25 Abs. 6 ff des Referenztextes 
enthält zunächst selbst einige Vorgaben zur Unab-
hängigkeit, verweist im Übrigen auf die Richtlinien der 
International Bar Association zu Interessenkonflikten 
in der Internationalen Schiedsgerichtsbarkeit, die sie 
wiederum in Bezug auf einige Aspekte modifiziert, und 
erteilt drittens einem Ausschuss das Mandat, zu die-
sem Themenfeld einen Verhaltenskodex zu erarbei-
ten, der wohl den in Bezug genommenen Richtlinien 
vorgehen dürfte. 
Sachgerecht wäre es demgegenüber, die wesentli-
chen Grundsätze im Abkommenstext selbst zu ver-
einbaren wie es die Kommission für TTIP auch anzu-
streben scheint. 
Zu den wesentlichen Grundsätzen gehören nicht nur 
die Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit der Schieds-
richter, sondern auch deren Unparteilichkeit. In Bezug 
auf die Weisungsfreiheit schließt Art. X-25 Abs. 6 des 
Referenztextes zu CETA zudem nur solche Personen 
aus, die in Bezug auf Handels- und Investitionsfragen 
Weisungen von einer Partei entgegennehmen. Die 
Unabhängigkeit der Schiedsrichter ist aber auch dann 
gefährdet, wenn sie in Bezug auf andere Materien 
Weisungen der Parteien unterliegen. Auch dies sollte 
ausgeschlossen sein. 
Aus den Richtlinien der International Bar Association 
zu Interessenkonflikten, auf die Art. X-25 Abs. 6 des 
Referenztextes verweist (arbitrators shall comply with 
…), spricht zu große Rücksichtnahme auf die Belange 
der Großkanzleien. Die Richtlinien arbeiten, um die 
allgemeinen Standards zu Interessenkonflikten hand-
habbarer zu machen, mit verschiedenen Listen (Rote, 
Orange und Grüne Liste). Verhaltensweisen, die auf 
der Grünen Liste stehen, sollen weder eine Offenle-
gungspflicht des Schiedsrichters auslösen noch einen 

Befangenheitsgrund bilden können. Auf der Grünen 
Liste ist beispielsweise auch die Situation genannt, 
dass die Anwaltskanzlei, der der Schiedsrichter ange-
hört, bereits früher gegen eine der Streitparteien tätig 
war, wenn der Schiedsrichter selbst in diese Angele-
genheit nicht involviert war. In dieser Situation sind 
Interessenkonflikte jedoch keineswegs ausgeschlos-
sen. 
Verwunderlich erscheint auch, dass den IBA-Richt-
linien zufolge der Verstoß gegen die Offenlegungs-
pflicht (bei Verhaltensweisen auf der verzichtbaren 
Roten oder Orangen Liste) nicht zu einer Befangen-
heit führen soll, vgl. Teil II Ziffer 5 der Richtlinien der 
International Bar Association zu Interessenkonflikten 
in der Internationalen Schiedsgerichtsbarkeit. 
Ein eigenes Regelungswerk für Interessenkonflikte, 
Offenlegungspflichten und Befangenheitsgründe wäre 
daher vorzugswürdig. Auf jeden Fall muss im Falle 
des Festhaltens an einer Investitionsschutzregelung 
im Rahmen der Verhandlungen der TTIP sicherge-
stellt werden, dass die Schiedsgerichte stets paritä-
tisch besetzt sind. 

Frage 9:   
Prävention mutwilliger und unbegründeter Klagen 

Was halten Sie angesichts der Erläuterung und des 
im Anhang angeführten Referenzdokuments von den 
Mechanismen zur Verhinderung mutwilliger und un-
begründeter Klagen und zur Beseitigung von Klagean-
reizen im Rahmen der TTIP? Nennen Sie auch etwai-
ge weitere Möglichkeiten zur Vermeidung mutwilliger 
und unbegründeter Klagen? 

Grundsätzlich lehnt der Bayerische Landtag die ge-
plante Vereinbarung von Schiedsverfahren für Inves-
tor-Staat-Streitigkeiten im Verhältnis zu den USA im 
Rahmen der TTIP ab. 
Unabhängig davon sollte im Falle des Festhaltens an 
einer Investitionsschutzregelung im Rahmen der Ver-
handlungen der TTIP – wie im Referenztext zu CETA 
vorgeschlagen – die unterliegende Partei die Kosten 
des Schiedsgerichts wie auch die sonstigen Kosten 
und Auslagen, insbesondere die Kosten der anwaltli-
chen Vertretung tragen. Bei teilweisem Erfolg sollten 
die Kosten nach dem Ausmaß des gegenseitigen 
Obsiegens und Unterliegens verteilt sein. Auf diese 
Weise wird ein guter Anreiz gesetzt, mutwillige oder 
nicht schlüssige Klagen zu verhindern. Von der vor-
gesehenen Abweichungsmöglichkeit sollte nur bei 
besonders gelagerten Fällen, in denen die Kostenver-
teilung nach dem Obsiegen und Unterliegen aufgrund 
besonderer Einzelfallumstände unzumutbar erscheint, 
Gebrauch gemacht werden dürfen. 
Auch die Möglichkeit, mutwillige oder unschlüssige 
Klagen in einem Vorstadium des Verfahrens abzuwei-
sen, erscheint sachgerecht. 
Der Bayerische Landtag merkt jedoch an, dass es für 
die frühzeitige Beendigung aussichtsloser Verfahren 
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zumindest im deutschen Verfahrensrecht ausreichen-
de Möglichkeiten gibt. Auch der Grundsatz, dass die 
unterliegende Partei die Verfahrenskosten trägt, ist 
dort bereits verankert. Auch aus diesem Grund sollten 
Investor-Staat-Streitigkeiten aus der TTIP den staatli-
chen Gerichten in Deutschland und den USA zuge-
wiesen werden. 

Frage 10:   
Weiterbearbeitung und „Filterung“ von Klagen 

Einige Investitionsabkommen sehen Filtermechanis-
men vor, bei denen die Parteien (in diesem Fall die 
EU und die USA) in ISDS Fälle eingreifen können, 
wenn ein Investor versucht, aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen im Interesse der Finanzstabilität getroffene 
Maßnahmen anzufechten. In solchen Fällen können 
die Parteien gemeinsam entscheiden, dass eine Kla-
ge nicht weiter bearbeitet werde sollte. Was halten Sie 
angesichts der Erläuterung und des im Anhang ange-
führten Referenzdokuments vom Einsatz und vom 
Anwendungsbereich solcher Filtermechanismen im 
Rahmen der TTIP? 
Der Bayerische Landtag begrüßt die Bemühungen der 
EU-Kommission, in den Verhandlungen zur TTIP die 
Handlungsmöglichkeiten der Vertragsstaaten in Krisen-
situationen zu erhalten. 
Er weist allerdings darauf hin, dass sich Staaten auch 
in Krisenzeiten nicht über geltendes Recht hinwegset-
zen dürfen. Gerade in solchen Situationen dürften 
Investoren ein Interesse daran haben, die Rechtmä-
ßigkeit staatlicher Maßnahmen im Rahmen der TTIP 
vor kompetenten und unabhängigen staatlichen Ge-
richten in Deutschland und den USA überprüfen las-
sen zu können. 

Frage 11:   
Orientierungshilfen der Parteien (EU und USA) bei 
der Auslegung des Abkommens 

Was halten Sie angesichts der Erläuterung und des 
im Anhang angeführten Referenzdokuments von die-
sem Ansatz zur Gewährleistung einer einheitlichen 
und berechenbaren Auslegung des Abkommens im 
Interesse der Ausgewogenheit? Sind diese Elemente 
wünschenswert, und wenn ja, halten sie diese für 
ausreichend? 

Grundsätzlich lehnt der Bayerische Landtag die ge-
plante Vereinbarung von Schiedsverfahren für Inves-
tor-Staat-Streitigkeiten im Verhältnis zu den USA im 
Rahmen der TTIP ab. 
Unabhängig davon sind beide vorgeschlagenen Ele-
mente aus dem Referenztext zu CETA im Falle des 
Festhaltens an einer Investitionsschutzregelung im 
Rahmen der Verhandlungen der TTIP nicht nur wün-
schenswert, sondern zwingend erforderlich: Einmal 
können sich die Abkommensparteien für Schiedsge-
richte bindend auf bestimmte Auslegungen des Ab-
kommens einigen. Zum anderen ist gewährleistet, 

dass die nicht streitende Abkommenspartei über den 
Streitgegenstand unterrichtet wird und in der Lage ist, 
schriftlich oder mündlich Stellungnahmen abzugeben, 
die die Auslegung des Abkommens betreffen. 
Auch wenn sich der Referenztext zu CETA bemüht, 
unbestimmte Rechtsbegriffe zu vermeiden, und selbst 
wenn diese Bemühungen noch intensiviert werden 
(wie bei den Antworten zur dritten und vierten Frage 
angeregt), kann ein Investitionsschutzabkommen nicht 
ohne eine Reihe von unbestimmten Rechtsbegriffen 
auskommen. Gäbe es die Möglichkeit einer binden-
den Auslegung durch die Abkommensparteien nicht, 
bestünde die Gefahr, dass die Schiedsgerichte sich in 
ihren Auslegungen von dem eigentlich durch die Ab-
kommensparteien Gewollten entfernen, ohne dass 
diese hiergegen einschreiten könnten (mit Ausnahme 
der sehr aufwändigen Änderung des Abkommens 
selbst). Aus diesem Grund sollte diese Interventions-
möglichkeit als Sicherheitsvorkehrung vorgesehen 
sein. Selbstverständlich muss dafür Sorge getragen 
werden, dass diese bindenden Auslegungen, denen 
letztlich faktisch die gleiche Wirkung wie einer Ände-
rung oder Erweiterung des Abkommens zukommt, 
veröffentlicht werden. 
Auch das Recht der nicht beklagten Abkommenspar-
tei, sich zur Auslegung der Bestimmungen des Ab-
kommens gegenüber dem Schiedsgericht äußern zu 
können, ist positiv zu sehen. 

Frage 12:   
Berufungsmechanismus und Stetigkeit der 
Schiedssprüche 

Was halten Sie angesichts der Erläuterung und des 
im Anhang angeführten Referenzdokuments davon, 
zur Gewährleistung einer einheitlichen und berechen-
baren Auslegung des Abkommens einen Berufungs-
mechanismus im Rahmen der TTIP einzurichten? 
Grundsätzlich lehnt der Bayerische Landtag die ge-
plante Vereinbarung von Schiedsverfahren für Inves-
tor-Staat-Streitigkeiten im Verhältnis zu den USA im 
Rahmen der TTIP ab. 
Im Falle des Festhaltens an einer Investitionsschutz-
regelung im Rahmen der Verhandlungen der TTIP ist 
die Forderung nach einem Berufungsmechanismus 
konsequent. 
Ungeachtet dessen vertritt der Bayerische Landtag 
die Auffassung, dass Berufungsmechanismen gene-
rell bei Investor-Staats-Streitigkeiten in den Abkom-
men selbst vorgesehen werden sollten. Die Einrich-
tung eines Berufungsmechanismus wird zwar die 
Folge haben, dass sich einer der Hauptvorzüge der 
Internationalen Schiedsgerichtsbarkeit, die rasche Ent-
scheidungsfindung, relativiert. Auch wenn kurze Fris-
ten für Berufungseinlegung und Berufungsbegrün-
dung vorgesehen werden, wird ein zweizügiges Ver-
fahren deutlich mehr Zeit in Anspruch nehmen als die 
bisherigen, nur aus einer Instanz bestehenden 
Schiedsverfahren. 
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Gleichwohl wird im Rahmen der Investor-Staats-Ver-
fahren ein Berufungsmechanismus als zwingend er-
forderlich angesehen. Es liegt auf der Hand, dass die 
Einführung eines Berufungsmechanismus für eine 
konsistentere Rechtsprechung sorgt und ein Ausei-
nanderlaufen der Rechtsprechung vermeiden kann. 
Da für beide Streitparteien in ISDS-Verfahren viel auf 
dem Spiel stehen kann, ist es von besonderer Bedeu-
tung, dass immer wiederkehrende und von unter-
schiedlichen Schiedsgerichten verschieden gesehene 
Streitfragen einer einheitlichen und letztverbindlichen 
Auslegung zugeführt werden können. Dafür hilft der 
Orientierungsmechanismus in Art. X-27 Abs. 2 CETA 
allein nicht weiter, weil die bindende Interpretation ein 
Einvernehmen zwischen den Abkommensparteien 
voraussetzt, das sich in auch für die Abkommenspar-
teien wichtigen Auseinandersetzungen möglicher-

weise nicht herstellen lässt. Hier bedarf es einer ob-
jektiven und für alle Schiedsgerichte bindenden Inter-
pretation durch einen Dritten. 
Der Referenztext zu CETA enthält selbst noch keinen 
Berufungsmechanismus, sondern weist nur dem 
Dienstleistungs- und Investment-Ausschuss die Auf-
gabe zu, sich über die Entwicklung eines solchen 
Gedanken zu machen. Der Vorschlag der Kommissi-
on ist daher noch zu wenig konkret, um ihn beurteilen 
zu können. 
Ob der Berufungsmechanismus die in ihn gesetzten 
Erwartungen zu erfüllen vermag, dürfte maßgebend 
von der Zusammensetzung des Berufungsgerichts 
und der Ausgestaltung des Mechanismus (Rechts- 
oder Tatsacheninstanz, Berufungsgründe, Entschei-
dungsbefugnisse des Berufungsgerichts etc.) abhän-
gen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/2473 

Bayern mit starker Stimme in Europa: Teilnahme des Landtags 
an der Online-Konsultation der EU-Kommission zum Investiti-
onsschutzkapitel im Rahmen der TTIP 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Dr. Hans Jürgen Fahn 
Mitberichterstatterin: Mechthilde Wittmann 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten sowie regionale Beziehungen federführend zu-
gewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag 
nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 15. Sit-
zung am 1. Juli 2014 beraten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Franz Rieger 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Gün-
ther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Ha-
nisch, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Ulrike 
Müller, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard 
Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/2473, 17/2478 

Bayern mit starker Stimme in Europa: Teilnahme des Landtags 
an der Online-Konsultation der EU-Kommission zum Investitions-
schutzkapitel im Rahmen der TTIP 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm
Abg. Dr. Hans Jürgen Fahn
Abg. Christine Kamm
Abg. Mechthilde Wittmann
Abg. Prof. Dr. Peter Paul Gantzer



Präsidentin Barbara Stamm: Mit Blick auf die Uhr und im Einvernehmen mit allen 

Fraktionen rufe ich außerhalb der Tagesordnung auf:

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen 

Fahn u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Bayern mit starker Stimme in Europa: Teilnahme des Landtags an der Online-

Konsultation der EU-Kommission zum Investitionsschutzkapitel im Rahmen der 

TTIP (Drs. 17/2473) 

und

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Christine Kamm 

u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Teilnahme des Landtags an der "Öffentlichen Konsultation zu den Modalitäten 

des Investitionsschutzes und der Investor-Staat-Streitbeilegung im Rahmen der 

TTIP" (Drs. 17/2474) 

und

Antrag der Abgeordneten

Kerstin Schreyer-Stäblein, Dr. Franz Rieger, Alex Dorow u. a. (CSU),

Markus Rinderspacher, Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann u. a. (SPD)

Teilnahme des Landtags an der Online-Konsultation der EU-Kommission zum 

Investitionsschutzkapitel im Rahmen der TTIP (Drs. 17/2475) 

- geänderte Drucksache -

Die Fraktionen sind mit einer Redezeit von fünf Minuten pro Fraktion einverstanden. 

Ich darf als Erstem Herrn Kollegen Fahn das Wort erteilen.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, meine Damen und Her­

ren! Ich versuche, es ganz kurz zu machen. Zum einen geht es hier um den gemein­

samen Antrag von CSU und SPD, der letztendlich besagt, dass Investitionsschutzkapi­

tel nicht in das Abkommen aufgenommen werden sollen. Dann hört es aber auf. Wir 
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fragen uns, was passiert, wenn sie doch aufgenommen werden. Was machen Sie 

dann? Deswegen haben wir in unseren Antrag, der im Übrigen mit dem Antrag der 

CSU und der SPD übereinstimmt, zusätzlich eingefügt:

Ferner macht er deutlich, dass im Falle der Aufnahme eines Investitionsschutzka­

pitels die Staatsregierung aufgefordert wird, die TTIP im Rahmen ihrer Ratifizie­

rung abzulehnen.

Dieser Satz wurde von uns zusätzlich eingefügt und taucht an mehreren Stellen auf. 

Wir halten den Antrag der CSU, der auch von der SPD mitgetragen wird, für zu 

schwach formuliert. Die ablehnende Haltung zum Investitionsschutz kommt nicht aus­

reichend zum Ausdruck. Die Argumentation folgt dem Muster: Eigentlich sind wir 

gegen den Investitionsschutz, aber wenn er dann kommt, wollen wir noch folgende 

Punkte berücksichtigt haben.

Außerdem ist uns noch ein zweiter Punkt wichtig. Wir müssen als Freistaat Bayern 

unser gesamtes politisches Gewicht in die Waagschale werfen, indem wir der EU-

Kommission geschlossen mitteilen, dass der Landtag die Staatsregierung auffordern 

wird, die TTIP im Bundesrat nicht zu ratifizieren, wenn der Investitionsschutz nicht aus 

dem Paket herausgenommen wird. Das ist der Punkt, den wir zusätzlich im Antrag 

haben wollen, um unsere Forderungen zu verstärken, weil wir ohne Wenn und Aber 

gegen diese Investitionsschutzklauseln sind.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt hat Frau Kollegin Kamm das Wort. Bitte schön, 

Frau Kollegin.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Wir wollen eine klare Stellungnahme abgeben, die deutlich macht, dass 

wir gegen Investitionsschutzabkommen ohne irgendwelche Hintertüren klar Position 

beziehen.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wollen nicht sagen, dass wir gegen Investitionsschutzabkommen sind, aber wenn 

sie dann doch kommen, wollen wir wenigstens eine Klausel gegen Briefkastenfirmen 

drin haben. - Das reicht uns nicht; wir wollen vielmehr klar sagen: Wir brauchen in 

einem Handelsabkommen zwischen Europa und Amerika kein Investitionsschutzab­

kommen, und wir gehen weiter: Wir wollen auch sagen, dass wir eine zukünftige Wirt­

schaftsbeziehung zwischen den Ländern ohne diese Investitionsschutzabkommen re­

geln wollen.

Ich möchte Ihnen an einem Beispiel zeigen, was diese Investitionsschutzabkommen 

sind und bedeuten. TTIP wird eine Blaupause für spätere wirtschaftliche Beziehungen 

zwischen Europa und anderen Ländern sein und nicht nur zwischen Europa und den 

USA gelten. Deutschland, Italien und Südafrika hatten zur Zeit des Apartheid-Regimes 

beispielsweise ein Investitionsschutzabkommen. Das Apartheid-Regime wurde ge­

stürzt, und die neue südafrikanische Regierung wollte, dass die Bergbaurechte we­

nigstens zu 20 % auch Afrikanern gehören; sie sollten nicht dauerhaft vollständig in 

Händen von weißen Besitzern bleiben. Ein italienischer Bergbaukonzern hat gegen 

diese Regelung aufgrund eines Investitionsschutzabkommens geklagt, natürlich vor 

einem Schiedsgericht. Letztendlich musste die neue Regierung in Südafrika klein bei­

geben und diese Gesetzesinitiative dauerhaft begraben. Wenn man sieht, mit welchen 

Unrechtsregimen Europa Investitionsschutzabkommen geschlossen hat, muss man 

sagen: Wir müssen die Politik bezüglich diesen Investitionsschutzabkommen komplett 

ändern. Wir wollen gegenüber der Europäischen Union deutlich machen, dass wir In­

vestitionsschutzabkommen nicht brauchen – nicht zwischen Europa und Amerika,

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

und sonst auch nicht. Das kommt in der gemeinsamen Stellungnahme der CSU und 

der SPD wie auch in der Stellungnahme der FREIEN WÄHLER nicht hinreichend deut­

lich rüber. Wir sehen hier die Hintertür: Wir wollen eigentlich kein Investitionsschutzab­
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kommen, aber wenn es dann doch zu Investitionsschutzabkommen und Schiedsge­

richten kommt, geben wir uns mit bestimmten Klauseln zufrieden. Das ist uns zu 

wenig, das ist kein ausreichend deutliches Zeichen. So kommen wir nicht weiter, wenn 

wir Investitionsschutzabkommen verhindern wollen, wie es in den allgemeinen Bemer­

kungen des CSU-/SPD-Antrags formuliert ist. In diesem Sinne bitten wir um Zustim­

mung zu unserem Antrag.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. Nächste Wortmeldung: Frau Kollegin Witt­

mann. Bitte schön.

Mechthilde Wittmann (CSU): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Die EU-

Kommission führt derzeit eine öffentliche Konsultation zum Investitionsschutzkapitel im 

Rahmen des Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaftsabkommens 

durch. Wie Sie wissen, ist es nicht nur für Parlamente und Regierungen, sondern ei­

gentlich für jedermann möglich, sich an diesem Prozess zu beteiligen. Ich halte es für 

richtig, dass sich der Bayerische Landtag und die Bayerische Staatsregierung auch 

bei diesem Thema einbringen und dies im Rahmen der Online-Konsultation tun, nach­

dem wir in den Debatten der letzten Wochen bereits häufiger festgestellt haben, dass 

dieses Investitionsschutzkapitel in diesem Zusammenhang wohl eine sehr schwierige 

Rolle spielen könnte.

Ich darf gleich zu Beginn meiner Ausführungen der SPD-Fraktion und den Kolleginnen 

und Kollegen von der SPD, namentlich Herrn Professor Dr. Gantzer, dafür danken, 

dass wir die Einlassungen des Bayerischen Landtags in hervorragender Art und 

Weise vorbereiten konnten. Es ist angemessen, dass der Bayerische Landtag, der nur 

eine von 78 Regionen in Europa repräsentiert, hier gemeinsam spricht und sich mit 

einer guten und starken Stimme äußert. Vor diesem Hintergrund darf ich mich dafür 

bedanken, dass es uns in diesem Fall gelungen ist, dieses auch so darzustellen.
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Lassen Sie mich in aller Kürze auf die Themen eingehen, die die Kollegen vorher an­

gesprochen haben. Frau Kollegin Kamm, die TTIP soll gerade keine Blaupause sein. 

Gerade die TTIP ist ein sehr besonderes Abkommen, das die Handelsbeziehungen 

zwischen EU und den Vereinigten Staaten von Amerika regeln soll. Wir waren uns in 

der Vergangenheit einig, und ich denke, dieses trifft auch heute noch zu, dass es bei 

zwei so hoch entwickelten Rechtssystemen, deren Wertigkeiten auch vergleichbar 

sind, nicht notwendig ist, ein extragerichtliches Verfahren oder fast gerichtliches Ver­

fahren einführen. Wir meinen: Der Zugang zu den nationalen Gerichtsbarkeiten soll 

weiter erhalten bleiben. Er braucht keine Duplizität, und wir wollen vor allen Dingen 

auch im Rahmen unserer Beratungen hier einbringen, dass wir hier eine Mehrfachbe­

ratung und –behandlung im rechtlichen Sinne nicht für notwendig halten.

Wir brauchen einen Schutz der Investoren auf beiden Seiten, und zwar mit Augen­

maß. Das kommt in der Beantwortung der Fragen, die wir gemeinsam vorgenommen 

haben, sehr gut zum Ausdruck, wie ich glaube. Angesichts der fortgeschrittenen Zeit 

erspare ich Ihnen eine nähere Erörterung, möchte aber ganz klar sagen: Nein, wir 

möchten keine Schiedsgerichtsklauseln in diesem Abkommen haben – bei aller Skep­

sis gegenüber anderen Punkten. Aber wir haben auch den politischen Pragmatismus 

zu sagen: Wenn sich der Bayerische Landtag, der kein eigenes Einflussrecht in Euro­

pa in diesem Punkt hat, hier einbringen kann, dann sollte er es tun, indem er sagt: 

Falls es uns nicht gelingt, diese Klausel zu verhindern, und falls wir Wertigkeiten in 

dem Abkommen erkennen, die es uns nicht geraten erscheinen lassen, es vollständig 

abzulehnen, sollten wir zumindest den maßgeblichen Einfluss, den wir haben, geltend 

machen. Wir haben daher hilfsweise Regeln in das Verfahren einfließen lassen, wie 

beispielsweise ein Berufungsverfahren bei den Gerichtsbarkeiten vorzusehen, und 

Ähnliches, die es uns möglich machen, einen weitestgehenden Schutz gerade für un­

sere Investoren, unsere Bürger darzustellen.

Ich meine, mit diesem Verfahren fahren wir sehr gut. Lassen Sie uns gemeinsam dafür 

arbeiten, dass wir hier keine Schiedsgerichtsklausel einführen müssen, sonst aber zu­
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mindest dafür, dass das Abkommen dem Rechnung trägt, was wir uns für unsere In­

vestoren und ihren Schutz wünschen.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. Herr Kollege Professor Dr. Peter Paul 

Gantzer steht schon bereit; bitte schön.

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Wir 

werden – das sage ich gleich vorweg – dem Antrag der GRÜNEN zustimmen; beim 

Antrag der FREIEN WÄHLER werden wir uns enthalten. Ich will das aber nicht weiter 

begründen, sondern ich sage es positiv: Der beste Antrag, der vorliegt, ist der Antrag, 

der von CSU und SPD gemeinsam erarbeitet worden ist, was in unserem Landtag 

nicht normal ist. Ich möchte mich vor allem bei der Kollegin Wittmann sehr herzlich be­

danken. Es ist schon erstaunlich, dass eine so junge Kollegin, die gerade erst in den 

Landtag gewählt worden ist, schon so fit ist. Dafür möchte ich meine Anerkennung 

aussprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CSU und der GRÜNEN – Volkmar Halb­

leib (SPD): Von ihm kann man in diesem Bereich noch viel lernen!)

Ich möchte unseren Antrag mit den Worten zusammenfassen: Im Vordergrund ist ge­

standen, dass es keine Schiedsgerichtsbarkeit geben kann, wenn es um den Investiti­

onsschutz geht. Ich selber bin schon öfters Mitglied eines Schiedsgerichts gewesen, 

und ich sage nur eines: Die Schiedsgerichte werden immer von den Parteien zusam­

mengestellt in der Hoffnung, dass sich dann vielleicht der Schiedsrichter, den man 

selbst benannt hat, in dem Schiedsgericht durchsetzen kann. Hinzu kommt, das es 

keine Schiedsgerichts-Rechtsprechung gibt wie bei den Obergerichten, wo wir genau 

wissen, dass es in der Regel eine ständige Rechtsprechung gibt. Bei den Schiedsge­

richten gibt es so etwas überhaupt nicht. Es gibt also auch keine Berufung. Ich sage 

einfach mal: Wenn wir diese Schiedsgerichte schaffen würden, gäbe es auf der einen 

Seite das Recht für jedermann, das Recht für den Bürger – er könnte zu den normalen 
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Gerichten gehen -, und dann gäbe es ein Recht, ein besseres Recht für Konzerne, die 

Investoren. Das kann eigentlich nicht im Sinne eines Rechtsstaates sein.

Ich nenne ein Beispiel, das uns gerade selber passiert ist. Ich muss gar nicht nach 

Ecuador gehen, wo der Staat vor einem Schiedsgericht verklagt worden ist, weil er die 

Bohrrechte nicht verlängert hat; ich muss auch nicht nach Peru gehen, die eine Scha­

denersatzklage vor dem Schiedsgericht haben, weil sie Schürfrechte nicht eingeräumt 

haben. Wir haben einen eigenen Fall hier bei uns in der Bundesrepublik Deutschland: 

Vattenfall hat die Bundesrepublik Deutschland auf 3,7 Milliarden Schadenersatz ver­

klagt, weil wir den Beschluss gefasst haben, aus der Atomenergie auszusteigen und 

die AKWs zu schließen. – Das zeigt eigentlich schon auf, was möglich wäre, wenn wir 

hier die Schiedsgerichtsbarkeit zuließen. Deswegen freue ich mich darüber, dass wir 

diesen Antrag in jedem Punkt, in jeder Frage so konzentriert beantwortet haben, dass 

dieser Wille ganz klar zutage tritt.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch das Argument nennen, das in dieser Diskussion 

am Beunruhigendsten ist und das am allerwenigsten genannt wird:Wenn wir die 

Schiedsgerichtsbarkeit bekommen würden, hieße das, dass beim Abschluss solcher 

Investorenabkommen der Inhalt eines solchen Abkommens und seine Folgen nicht 

mehr der demokratischen Kontrolle unterliegen würden. Dann könnten wir keine Wah­

len mehr abhalten, die sich damit beschäftigen. Wir könnten auch keine Volksabstim­

mungen mehr durchführen, die sich mit diesem Problem befassen, weil es dieses Ab­

kommen gäbe, in dem die Schiedsgerichtsbarkeit festgelegt wurde. Für mich ist das 

das Schlimmste: Das wäre die Aushebelung der demokratischen Kontrolle. Deshalb 

bitte ich um Zustimmung zu diesem Antrag.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist 

die Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.
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Der federführende Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regiona­

le Beziehungen empfiehlt den Antrag der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf der 

Drucksache 17/2473 und den Antrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/

DIE GRÜNEN auf der Drucksache 17/2474 zur Ablehnung. Den Antrag von Abgeord­

neten der Fraktionen von CSU und SPD auf der geänderten Drucksache 17/2475 

empfiehlt er zur unveränderten Annahme.

Besteht damit Einverständnis, dass wir über die Anträge insgesamt abstimmen und 

der Gesamtabstimmung das Votum des jeweils federführenden Ausschusses für Bun­

des- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen zugrunde legen? – 

Wiederspruch erhebt sich nicht. Dann lasse ich so abstimmen.

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim­

mungsverhalten seiner Fraktion im jeweils federführenden Ausschuss für Bundes- und 

Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen einverstanden ist, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Erhebt sich Widerspruch, wenn ich noch die Tagesordnungspunkte 7 und 8 aufrufe? 

Wir könnten diese Punkte noch gut schaffen.

(Karl Freller (CSU): Dann machen wir das!)
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